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Drucksache Nr. 41 65 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

518-07/1 - V 275/53 


Bonn, den 18. Februar 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
10. Juni 1952 - Nrn. 3389, 3327 der Druck- 
sachen - Untersuchung über deutsches Aus- 
landsverinögen 

Auf das Schreiben vom 11. Juni 1952 an den Herrn Bundeskanzler 
betreffend Untersuchung über deutsches Auslandsvermögen hat sich 
das Auswärtige Amt mit Schreiben vom 24. Juli v. J. - 518-01-V 
17837/52 - an die Alliierte Hohe Kommission wegen alsbaldiger 
Einsetzung eines Internationalen Finanzausschusses entsprechend 
dem Beschluß des Bundestages gewandt. Die Alliierte Hohe Kom- 
mission hat den Antrag mit Schreiben vom 16. Dezember v. J. 
- AGSEC (52) 1203 - abgelehnt. 

Abschrift des Schreibens vom 24. Juli 1952 sowie eine Übersetzung 
des Antwortschreibens der Alliierten Hohen Kommission beehre 
ich mich, in der Anlage zur gefälligen Kenntnis zu übersenden. 


2 Anlagen 


Hallstein 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 



Abschrift 


Der Bundesininister 
des Auswärtigen 

518-01-V 17837/52 Bonn, den 24. Juli 1952 


Seiner Exzellenz 

dem Geschäftsführenden Vorsitzenden 
der Alliierten Hohen Kommission 
Sir Ivone Kirkpatrick 
Bonn-Mehlem 
Deichmannsaue 

Herr Hoher Kommissar, 

Ich beehre mich, Ihre Aufmerksamkeit darauf 
zu lenken, daß der Deutsche Bundestag in 
seiner 217. Sitzung vom 10. Juni 1952 be- 
schlossen hat, 

die Bundesregierung zu ersuchen, an die drei 
alliierten Hauptmächte heranzutreten mit dem 
Anträge, einen Internationalen Finanzausschuß 
unter Beteiligung Deutschlands einzusetzen mit 
folgendem Aufträge: 

1. Prüfung, welchen Einfluß eine Freigabe des 
noch nicht liquidierten deutschen Auslands- 
vermögens auf die Transferfähigkeit bei der 
Begleichung der deutschen Auslandsver- 
bindlichkeiten haben würde. 

2. Prüfung, in welchem Umfange noch nicht- 
verwertete Liquidationserlöse zur Beglei- 
chung deutscher Auslandsverbindlichkeiten 
herangezogen werden können. 

3. Prüfung, welchen Einfluß die bisher er- 
folgten Liquidationen deutschen Auslands- 
vermögens, deren Erlöse nicht mehr zur 
Verfügung stehen, auf die deutsche Trans- 
ferfähigkeit bei der Begleichung der deutchen 
Auslandsverbindlichkeiten haben. 

Dem Ersuchen des Bundestages folgend, wäre 
ich dankbar, wenn Sie den drei alliierten 


Regierungen, die in der Alliierten Hohen 
Kommission vertreten sind, die Bitte der 
Bundesregierung unterbreiten wollten, alsbald 
einen Internationalen Finanzausschuß im 
Sinne der Anregung des Bundestages einzu- 
setzen. 

Ich verkenne nicht, daß die Ergebnisse der 
Beratungen eines solchen Internationalen 
Finanzausschusses für die Regelung der deut- 
schen Auslandsschulden auf der gegenwärtig 
in London tagenden Konferenz voraussicht- 
lich zu spät kommen würden. Trotzdem 
würden die Untersuchungen eines Internatio- 
nalen Finanzausschusses über die Zusammen- 
hänge zwischen der Liquidation des deutschen 
Auslandsvermögens und der Begleichung der 
deutschen Auslandsverbindlichkeiten sowie 
über die Möglichkeiten der Freigabe von 
deutschem Auslandsvermögen oder der zweck- 
mäßigen Verwendung von Eiquidationserlö- 
sen von großem Nutzen sein, insofern daraus 
grundlegende Erkenntnisse für die Regelung 
der finanziellen Folgen des Krieges gewonnen 
werden könnten. 

Genehmigen Sic, Herr Hoher Kommissar, 
den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

gez. Adenauer 



Übersetzung 
104-01 I Spr. 1746/52 


Abschrift 


ALLIIERTE HOHE KOMMISSION FÜR DEUTSCHLAND 

DER RAT 


Bonn-Mehlem, den 16. Dezember 1952 

AG SEC (52) 1203 


Seiner Exzellenz 

dem Herrn Bundeskanzler 

der Bundesrepublik Deutschland 

Bonn 


Herr Bundeskanzler, 

Mit Schreiben vom 24. Juli 1952 (Az. 518 - 
01 - V 17837/52) baten Sie die Hohe Kom- 
mission, den drei Alliierten Regierungen ein 
Ersuchen der Bundesregierung vorzulegen, 
wonach gemäß der vom Bundestag in seiner 
217. Sitzung am 10. Juni 1952 formulierten 
Forderung ein Internationaler Finanzausschuß 
gebildet werden soll mit der Aufgabe, ver- 
schiedene Fragen betreffend die deutschen 
Auslandsguthaben und die Regelung der 
deutschen Auslandsschulden zu prüfen. 

Weisungsgemäß teile ich Ihnen mit, daß die 
drei Regierungen den Vorschlag der Bundes- 
regierung sorgfältig geprüft haben und die 
Errichtung eines solchen Organs nicht für er- 
forderlich halten. Soweit es sich um die 
Regelung der deutschen Auslandsschulden 
bandelt, könnten die Arbeiten eines solchen 
Ausschusses nur ein rein akademisches Inter- 
esse bieten, da die Schuldenkonferenz bereits 
ihre Empfehlungen vorgelegt hat. Ferner 
würde ein solcher Finanzausschuß, wenn er 


errichtet würde, in jedem Falle gezwungen 
sein, festzustellen, daß es unmöglich ist, Be- 
rechnungen der in Ihrem Schreiben vorge- 
schlagenen Art vorzunehmen, die genauer 
wären als die von der Londoner Konferenz 
vorgenommenen, da andere Berechnungs- 
grundlagen nicht vorhanden sind. 

Abschließend möchte ich ausführen, daß die 
Frage der Reparationen nach Auffassung der 
drei Regierungen bis zur endgültigen Rege- 
lung dieses Problems abgeschlossen ist, un- 
abhängig von der Tatsache, daß die Bundes- 
regierung, unter V orbehalt der Bestimmungen 
des Teils VI Artikel 4 des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen, gewisse Verhandlungen über 
deutsche Auslandsguthaben einleiten kann. 

(Schlußformel) 

gez. Andre Francois-Poncet 

Geschäftsführender Vorsitzender 



